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A. Landkreis Jerichower Land 
 
2. Amtliche Bekanntmachungen 
 

239 
 
Landkreis Jerichower Land 
Der Landrat 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Landkreises Jerichower Land Untere Immissionsschutz-
behörde zur Entscheidung über den Erörterungstermin im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens  zum Antrag der Firma Lorica Windpark Stegelitz GmbH & Co. KG auf Erteilung ei-
ner Genehmigung nach § 4 i. V. m. § 19 Abs. 3 Bundes-Immissionsschutzgesetz zur Errich-
tung und zum Betrieb von 12 Windenergieanlagen in der Gemarkung Zeppernick und 
Brietzke 
 
 
Die Firma Lorica Windpark Stegelitz GmbH & Co. KG, Lindenstrasse 25, in 39291 Stegelitz hat einen Antrag 
auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von 12 Wind-
energieanlage (WEA) in den Gemarkungen Zeppernick und Brietzke beantragt. 
 

Anlage Gemarkung Flur Flurstücke 

WEA 01 Zeppernick 2 45/2 

WEA 02 Zeppernick 2 46 

WEA 03 Zeppernick 2 57/1 

WEA 04 Zeppernick 2 340/60; 341/60 

WEA 05 Zeppernick 2 155/60 

WEA 06 Zeppernick 2 155/60 

WEA 07 Zeppernick 2 60/1 

WEA 08 Zeppernick 2 99 

WEA 09 Zeppernick 2 99 

WEA 10 Brietzke 1 12/3 

WEA 11 Brietzke 1 18/1 

WEA 12 Brietzke 1 18/3 

 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um die Errichtung und den Betrieb von 12 Windenergieanlagen vom Typ 
Enercon E-101 mit einer Gesamthöhe von 199,5 m (Nabenhöhe 149 m, Rotordurchmesser 101 m) und einer 
Nennleistung von jeweils 3 MW.  
Dieses Vorhaben bedarf nach § 4 Abs. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
02. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) in Verbindung mit der Nr. 1.6.2 des Anhangs 1 der Vierten Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV), in der Fassung der Bekanntmachung vom 02. Mai 2013 
(BGBl. I S. 973, 3756) der Genehmigung durch die Untere Immissionsschutzbehörde des Landkreises Je-
richower Land. Die Antragstellerin beantragte mit Schreiben vom 11. Juli 2013 gemäß § 19 Abs. 3 BImSchG 
die Führung des Verfahrens als förmliches Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung.                                                                                                             
Gleichzeitig handelt es sich um ein UVP-pflichtiges Vorhaben gemäß § 3c des Gesetzes über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), 
zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) in Verbindung mit Nr. 
1.6.2 der Anlage 1 zum UVPG. 
 
Das Vorhaben wurde am 31. Juli  2014 im Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land und am 31. Juli  2014 
in der Zerbster Volksstimme veröffentlicht. Des Weiteren erfolgte eine Veröffentlichung des Vorhabens am 3. 
August 2014 in der Tageszeitung „Der Burg Spiegel“ und in der Tageszeitung „Der Genthiner“. 
Gemäß § 12 Abs.1 der Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung pflichtgemäßen Ermessens entschieden hat, dass 
der Erörterungstermin wie folgt stattfindet: 
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Tag der Erörterung:  16. Oktober 2014 
Beginn der Erörterung:  10:00 Uhr 
Ort der Erörterung:   Stadthalle Burg 

     Platz des Friedens 1 
     39288 Burg  

 
Zu diesem Termin wird nicht gesondert eingeladen. Bei Bedarf wird in dieser Veranstaltung ein Termin für 
die Fortführung des Erörterungstermins festgelegt. Es wird darauf hingewiesen, dass form- und fristgerechte 
Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, erörtert werden. 
 
Genthin, den 25. September 2014 
 
Im Auftrag 
 
gez. Girke 
 
______________________________________________________________________________ 
 
 

B. Städte und Gemeinden 
1.  Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 
 

240 
 
Stadt Jerichow 
 

2. Satzung zur Änderung der 
 Satzung über die Erhebung der Hundesteuer 

im Gebiet der EHG Stadt Jerichow 
 
Aufgrund der §§ 5, 8 und 99 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288) und aufgrund der §§ 2 und 3 des Kom-
munalabgabengesetzes des Landes Sachsen-Anhalt in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezem-
ber 1996 (GVBL. LSA S. 405), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02. Februar 2011 (GVBL. 
LSA S. 58), hat der Stadtrat der EHG Stadt Jerichow am 02.09.2014 die folgende Satzung erlassen: 
 

§ 1 Änderungen 
 

Die Absätze 3 und 4 des § 6 werden aufgehoben. 
 

§ 2 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt mit Bekanntmachung in Kraft.  
 
Jerichow, den 03.09.2014 
 
gez. Bothe 
Bürgermeister          (Dienstsiegel) 
 
______________________________________________________________________________________ 
 
2.  Amtliche Bekanntmachungen 

241 
 
Gemeinde Möser 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 

über das Inkrafttreten des Bebauungsplanes „ SO Touristencamp“,  
Gemeinde Möser, Ortschaft Hohenwarthe 
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Aufgrund des § 10 BauGB in der derzeit geltenden Fassung hat der Gemeinderat der Gemeinde Möser am 
09.09.2014 den  Bebauungsplan „SO Touristencamp“  bestehend aus der Planzeichnung und dem Text-
teil als Satzung beschlossen. 
 
Mit dieser Bekanntmachung  tritt der Bebauungsplan in Kraft. 
 
 
Der Bebauungsplan „SO Touristencamp“ kann  im Fachbereich 2 der Gemeinde Möser, Brunnenbreite 7/8,  
täglich ab 9.00 Uhr während der Dienstzeiten oder nach Vereinbarung von jedermann eingesehen werden. 
 
 
Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen der unter § 215 Abs. 1 Nr. 1-3 BauGB benannten Vorschriften 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Ge-
meinde  unter Darlegung des die Verletzung begründeten Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1-2 und 4 BauGB in der derzeit  geltenden Fassung wird hinge-
wiesen. 

 
 
gez. Köppen 
Bürgermeister 
 
 

 

242 
 
Stadt Jerichow 
 
 

Bekanntmachung 
 

der zugelassenen Wahlvorschläge für die Ergänzungswahl des Ortschaftsrates Klitsche am 
2. November 2014  

in der Stadt Jerichow 
gem. § 28 Abs. 7 KWG LSA i. V. m. § 36 Abs. 1 KWO LSA 

  
Der Wahlausschuss der Stadt Jerichow hat in seiner Sitzung am 9. September 2014 folgende Wahlvor-
schläge zugelassen: 
 
Wahlvorschlags-Nr. 
 

14 
 

Parteibezeichnung / Bezeichnung der Wählergruppe + Kennwort / Einzelwahlvorschlag 
 

Freiwillige Feuerwehr Altenklitsche  - FFW - 
 

Lfd. Nr./ Familienname Vorname Beruf Geburtsjahr Wohnung 

1. Wagener Rayk Selbstständig 1974 OT Altenklitsche, Dorfstraße 
27, Jerichow 

 
Wahlvorschlags-Nr. 
 

17 
 

Parteibezeichnung / Bezeichnung der Wählergruppe + Kennwort / Einzelwahlvorschlag 
 

Einzelbewerberin Flügge 
 

Lfd. Nr./ Familienname Vorname Beruf Geburtsjahr Wohnung 

1. Flügge Silvia Betreuerin 1985 OT Neuenklitsche, Dorfstraße 
42, Jerichow 

 
Wahlvorschlags-Nr. 
 

18 
 

Parteibezeichnung / Bezeichnung der Wählergruppe + Kennwort / Einzelwahlvorschlag 
 

Einzelbewerberin Später 
 

Lfd. Nr./ Familienname Vorname Beruf Geburtsjahr Wohnung 

1. Später Erika Angestellte 1953 OT Altenklitsche, Dorfstraße 
20, Jerichow 
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Jerichow, den 18.09.2014 
 
gez. Sabine Pansch 
Wahlleiterin 

 
 

243 
 
Stadt Jerichow 
 
 

Bekanntmachung über das Recht auf  Einsichtnahme in das Wählerverzeichnis und die Er-
teilung von Wahlscheinen für die Ergänzungswahl des Ortschaftsrates Klitsche 

am 02. November 2014 
 
1.    Das Wählerverzeichnis für die Ortschaft Klitsche kann in der Zeit 
 

vom 13.10.2014 bis 17.10.2014 während der Dienststunden 
und am 18.10.2014 in der Zeit von 9.00 -12.00 Uhr 

im Einwohnermeldeamt der Stadt Jerichow, Karl-Liebknecht-Straße 10, 39319 Jerichow 
 
       zur Überprüfung der im Wählerverzeichnis eingetragenen personenbezogenen Daten eingesehen 
       werden (§18 Abs.2 KWG LSA). 
  
 Das Wählerverzeichnis wird im automatisierten Verfahren geführt. 
 Die Einsichtnahme ist durch ein Datensichtgerät möglich. 
 
 Der Wahlberechtigte kann verlangen, dass in dem Wählerverzeichnis während der  
       Auslegungsfrist das Geburtsdatum unkenntlich gemacht wird. 
 
2. Wer das Wählerverzeichnis für unrichtig oder unvollständig hält, kann spätestens bis zum  

18.10.2014, 12.00 Uhr beim Einwohnermeldeamt 
 einen Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses stellen. 
 
 Der Antrag auf Berichtigung kann schriftlich oder mündlich als Erklärung zur Niederschrift,  
       persönlich oder durch einen Bevollmächtigten eingelegt werden. Soweit die behaupteten  
       Tatsachen nicht offenkundig sind, sind die erforderlichen Beweismittel beizubringen.  
 
 Für das Berichtigungsverfahren gelten die Bestimmungen des Kommunalwahlgesetzes sowie der 
       Kommunalwahlordnung für das Land Sachsen-Anhalt. 
 
       Nach dem 18.10.2014, 12.00 Uhr, ist ein Antrag auf Berichtigung nicht mehr zulässig. 
 
3.    Wahlberechtigte, die in das Wählerverzeichnis eingetragen sind, erhalten bis spätestens 
       zum 08.10.2014  (25. Tag vor der Wahl) eine Wahlbenachrichtigung. 
  
 Wer keine Wahlbenachrichtigung erhalten hat, aber glaubt, wahlberechtigt zu sein, muss einen 
       Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses stellen, um nicht Gefahr zu laufen, dass das 
       Wahlrecht nicht ausgeübt werden kann. 
 Wählen kann nur, wer in das Wählerverzeichnis eingetragen ist. 
  
4. Einen Wahlschein erhalten auf Antrag 
 
4.1 die in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten  
  
 a) wenn sie sich am Wahltage während der Wahlzeit aus wichtigem Grund außerhalb ihres 
            Wahlbezirkes aufhalten, 
 b) wenn sie aus beruflichen Gründen, infolge Krankheit, hohen Alters, eines körperlichen 
           Gebrechens oder sonst ihres körperlichen Zustandes wegen das Wahllokal nicht oder nur unter 
           nicht zumutbaren Schwierigkeiten aufsuchen können;  
4.2 die nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen Wahlberechtigten 
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 a) wenn sie nachweisen, dass sie ohne ihr Verschulden die Antragsfrist für die Berichtigung  
   des Wählerverzeichnisses versäumt haben. 

 b) wenn ihr Recht auf Teilnahme an der Wahl erst nach Ablauf der Antragsfrist entstanden ist. 
 
4.3. Wahlscheinanträge können beim Einwohnermeldeamt der Stadt Jerichow schriftlich oder mündlich 

gestellt werden. 
       Die Schriftform gilt auch durch Telegramm, Fernschreiben oder Fernkopie als gewahrt. 
    
 Ein behinderter Wahlberechtigter kann sich der Hilfe einer anderen Person bedienen. 
 Eine fernmündliche Antragstellung ist unzulässig. 
 Antragstellende Personen müssen den Grund für die Erteilung eines Wahlscheines  glaubhaft 
       machen. 
 Wer den Antrag für eine andere Person stellt, muss durch Vorlage einer schriftlichen Vollmacht 
       nachweisen, dass er dazu berechtigt ist. 
 
4.4 Wahlscheine können beantragt werden: 
 - von im Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Personen bis 
         zum 30.10.2014, 18.00 Uhr; 
 - von nicht in das Wählerverzeichnis eingetragenen wahlberechtigten Personen unter den 
   unter Nr. 4.2 Buchstabe a) bis b) angegebenen Voraussetzungen bzw. von Personen, die  
   bei nachgewiesener plötzlicher Erkrankung den Wahlraum nicht oder nur unter unzumutbaren 
         Schwierigkeiten aufsuchen können, bis zum Wahltage, 15.00 Uhr. 
 Verlorene und nicht rechtzeitig zugegangene Wahlscheine oder Stimmzettel werden  
       nicht  ersetzt. 
 
5. Wird ein Wahlscheinantrag gestellt, erhält der Wahlberechtigte mit dem Wahlschein zugleich 

 die amtlichem Stimmzettel 

 den amtlichen Wahlumschlag 

 den amtlichen, mit der vollständigen Anschrift des Gemeindewahlleiters, der Nummer des 
        Wahlscheines versehenen und freigemachten Wahlbriefumschlag sowie 

 das Merkblatt zur Briefwahl. 
 
 Wahlberechtigte Personen können diese Unterlagen nachträglich bis spätestens am Wahltage,  
       15.00 Uhr, anfordern. 
 
6.    Wer einen Wahlschein hat, kann durch Stimmabgabe (bei persönlicher Abholung der  
       Wahlunterlagen) an Ort und Stelle oder durch Briefwahl wählen. 
 
 Wer durch Briefwahl wählt, muss den Wahlbriefumschlag mit den Briefwahlunterlagen so rechtzeitig 
       an die jeweils darauf angegebenen Anschrift abgeben oder versenden,  dass er dort spätestens am 
       Wahltage bis 15.00 Uhr oder bis 18.00 Uhr im Wahlraum im OT Neuenklitsche, Dorfstraße 6,  
       eingeht. 
 
 Nähere Hinweise sind dem Merkblatt zur Briefwahl, das mit den Briefwahlunterlagen übergeben 
       wird, zu entnehmen. 
 
Jerichow, den 18.09.2014 
 
gez. Sabine Pansch 
Wahlleiterin und stellv. Bürgermeisterin der Stadt Jerichow 
 
 

 
 

244 
 
Stadt Jerichow 
 
 

Wahlbekanntmachung der Stadt Jerichow für die Ergänzungswahl  
des Ortschaftsrates Klitsche am 02. November 2014 
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1.  
Am Sonntag, dem 02.November 2014, findet in der Ortschaft Klitsche die Ergänzungswahl zum Ortschaftsrat 
Klitsche statt. 
Die Wahl dauert von 08.00 bis 18.00 Uhr. 
 
2.  
Die Einheitsgemeinde Stadt Jerichow bildet einen Wahlbereich. 
Wahlgebiet ist gem. § 82 Abs. 5 Kommunalverfassungsgesetz – KVG LSA die Ortschaft Klitsche. 
 
Der Wahlraum befindet sich im 
Ortsteil Neuenklitsche, Dorfstraße 6 im Dorfgemeinschaftshaus und ist barrierefrei. 
 
In den Wahlbenachrichtigungen, die den Wahlberechtigten in der Zeit vom 28.09. bis 08.10.2014 übersandt 
worden sind, sind der Wahlbezirk und der Wahlraum angegeben, in dem die Wahlberechtigten wählen kön-
nen. 
 
3.  
Jeder Wahlberechtigte kann nur in dem o. g. Wahlraum wählen. Die Wähler haben ihre Wahlbenachrichti-
gung und einen amtlichen Personalausweis, Unionsbürger einen gültigen Identitätsausweis, oder Reisepass 
zur Wahl mitzubringen. 
Gewählt wird mit amtlichen rosa Stimmzetteln. 
Die Stimmzettel werden im Wahllokal bereitgehalten und dem Wähler bei Betreten des Wahlraumes ausge-
händigt. 
 
4.  
Stimmvergabe: 
Bei der Wahl zum Ortschaftsrat hat jeder Wähler bis zu drei Stimmen. 
 
– Die Stimmzettel enthalten die im Wahlbereich zugelassenen Wahlvorschläge. 
– Der Wähler kennzeichnet durch Ankreuzen oder in sonstiger eindeutiger Weise, welchem 
               Bewerber er seine Stimme/n geben will. 
– Der Wähler kann auch verschiedene Bewerber eines Wahlvorschlags wählen und ist dabei nicht 
               an die Reihenfolge innerhalb des Wahlvorschlags gebunden. 
– Der Wähler kann seine Stimme/n auch Bewerbern verschiedener Wahlvorschläge geben. 
 

Der Stimmzettel muss vom Wähler in einer Wahlkabine des Wahllokals oder in einem besonderen Neben-
raum gekennzeichnet und in der Weise gefaltet werden, dass seine Stimmabgabe nicht erkennbar ist. 
 
5.  
Die Wahlhandlung sowie die im Anschluss an die Wahlhandlung erfolgende Ermittlung und Feststellung des 
Wahlergebnisses im Wahlbezirk sind öffentlich. Jedermann hat Zutritt, soweit das ohne Beeinträchtigung des 
Wahlgeschäfts möglich ist. 
 
6.  
Wer einen Wahlschein hat, kann durch Stimmabgabe bei persönlicher Abholung der Wahlunterlagen an  
Ort und Stelle oder durch Briefwahl wählen. 
Wer durch Briefwahl wählen will, muss sich vom Einwohnermeldeamt der Stadt Jerichow einen amtlichen 
Stimmzettel, einen amtlichen Wahlumschlag sowie einen amtlichen Wahlbriefumschlag beschaffen und sei-
nen Wahlbrief mit dem Stimmzettel (in verschlossenem Wahlumschlag) und dem unterschriebenen Wahl-
schein so rechtzeitig der auf dem Wahlbriefumschlag angegebenen Stelle übersenden, dass er dort spätes-
tens am Wahltage bis 15.00 Uhr eingeht. Der Wahlbrief kann auch bis 18.00 Uhr im Wahlraum im OT Neu-
enklitsche, Dorfsraße 6 abgegeben werden. 
 
7.  
Jeder Wahlberechtigte kann sein Wahlrecht nur einmal und nur persönlich ausüben. Ein Wähler, der des 
Lesens unkundig oder durch körperliches Gebrechen behindert ist, den Stimmzettel so zu kennzeichnen und 
in die Wahlurne zu legen, bestimmt eine Person, deren Hilfe er sich bei der Stimmabgabe bedienen will und 
teilt dies dem Wahlvorsteher mit. Auf Wunsch des Wählers kann ein Mitglied des Wahlvorstandes Hilfe leis-
ten. 
Wer unbefugt wählt oder sonst ein unrichtiges Ergebnis einer Wahl herbeiführt oder das Ergebnis verfälscht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 
1 und 3 des Strafgesetzbuches). 
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Jerichow, den 18.09.2014 
 
gez. Sabine Pansch       Dienstsiegel 
stellv. Bürgermeisterin der Stadt Jerichow 
 

 

 

245 
 
Stadt Jerichow 
 
 

Bekanntmachung 

 
Der Stadtrat der Einheitsgemeinde Stadt Jerichow hat in seiner Sitzung am 02.09.2014 die Jahresrechnung 
2013 bestätigt und dem Bürgermeister die Entlastung erteilt. 
 
Die Jahresrechnung liegt gemäß § 120 Abs.2 KVG LSA in der Zeit   
  

vom     01.10.2014     bis      10.10.2014 
 

zur Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Jerichow, 39319 Jerichow, Karl-Liebknecht-Str. 10, Zim-
mer 119 öffentlich aus. 
 
Jerichow, den 17.09.2014 
 
gez. Bothe  
Bürgermeister  
 
 
_________________________________________________________________________________ 
 

C. Kommunale Zweckverbände 
1. Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 
 

246 
 
Trinkwasser- und 
Abwasserverband Genthin 
 

Satzung zur Änderung der 
Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des 
Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) 

– Aufwandsentschädigungssatzung – 
 

Präambel 
 

Auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-
Anhalt (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geän-
dert am 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), des § 35 Kommunalverfassungsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt 
(KVG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288 und des § 23 der 
Zweckverbandssatzung des TAV Genthin in der Fassung vom 26.11.2013 hat die Verbandsversammlung 
des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in ihrer Sitzung am 09.09.2014 folgende Änderungssat-
zung – beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
Die Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserverbandes 
Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung – in der Fassung vom 28.09.2010 wird durch 
Beschluss der Verbandsversammlung vom 09.09.2014 wie folgt geändert: 
 



Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,       8. Jahrgang, Nr. 19:        vom 30.09.2014                                            Seite  

 

 

454 

 
1.  Präambel 

 
Auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-
Anhalt (GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geän-
dert am 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288), des § 35 Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-
Anhalt (KVG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.06.2014 (GVBl. LSA S. 288 und des § 23 
der Zweckverbandssatzung des TAV Genthin in der Fassung vom 26.11.2013 hat die Verbandsversamm-
lung des Trinkwasser- und Abwasserverbandes Genthin in ihrer Sitzung am 22.05.2001 (Amtsblatt Nr. 10 
vom 08.06.2001), einschließlich Satzungsänderung vom 16.10.2001 (Amtsblatt Nr. 21 vom 09.11.2001, Eu-
ro-Anpassungssatzung), 21.06.2006 (Amtsblatt Nr. 10 vom 30.06.2006),  09.01.2008 (Amtsblatt Nr. 02 vom 
16.01.2008),  28.09.2010 (Amtsblatt Nr. 14 vom 15.10.2010) und 09.09.2014 folgende Satzung über die 
Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit – Aufwandsentschädigungssatzung – beschlossen: 
 

 
2.  § 1 

Entschädigung des Vorsitzenden der Verbandsversammlung 
 

(1) Der Vorsitzende der Verbandsversammlung erhalt eine monatliche Aufwandsentschädigung in Höhe von 
175,00 €. Die Aufwandsentschädigung wird auch in Krankheits- und Urlaubsfällen für einen Monat ge-
währt.  

  
(2) unverändert  
 
(3) unverändert  
 

 
3.  § 2 

Entschädigung der Vertreter in der Verbandsversammlung  
 

(1) Die Vertreter der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung erhalten eine monatliche Aufwands-
entschädigung in Höhe von 88,00 €. Die Aufwandsentschädigung wird auch in Krankheits- und Urlaubs-
fällen für einen Monat gewährt.  

 
(2) unverändert  

 
(3) unverändert  
 
 
4.  § 3 

Verdienstausfall 
 

(1) unverändert  
 
(2) unverändert  
 
(3) Erstattungsfähig ist nur der nachgewiesene Verdienstausfall bis zu einer Höchstgrenze von 16,00 € je 

angefangene Stunde.    
 
 
5.  §  4 
  Entschädigung im Vertretungsfall 
 
unverändert 
 
 
6.  § 5 
  Fälligkeit und Zahlungen 
 
unverändert 
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7.  § 6 
  Steuerliche Behandlung 
 
unverändert  
 
 
8.  § 7 

Inkrafttreten 
 

Die Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserverbandes 
Genthin (TAV Genthin) - Aufwandsentschädigungssatzung - tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
Die Entschädigungssatzung in der Fassung von 28.09.2010 tritt gleichzeitig außer Kraft.  
 
 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung zur Änderung der Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- 
und Abwasserverbandes Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung –  tritt am Tage nach 
ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

 
Artikel 3 

Neubekanntmachung 
 

Die Geschäftsführung des TAV Genthin wird ermächtigt, den nach Inkrafttreten dieser Satzung geltenden 
Wortlaut der Satzung über die Entschädigung ehrenamtlicher Tätigkeit des Trinkwasser- und Abwasserver-
bandes Genthin (TAV Genthin) – Aufwandsentschädigungssatzung –  neu bekannt zu machen. 
 
Genthin, den 09.09.2014  
 
 
 
gez. Kremkau      Siegel 
Verbandsgeschäftsführer 
 
 
______________________________________________________________________________________ 
 
 

D. Regionale Behörden und Einrichtungen 
1. Satzungen, Verordnungen und Richtlinien 
 
 

247 
 
Landesanstalt für Landwirtschaft, Forsten  
und Gartenbau Sachsen-Anhalt (LLFG) 
 
 

Allgemeinverfügung 
der Landesanstalt für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau Sachsen-Anhalt (LLFG) über 

Maßnahmen zur Bekämpfung des Asiatischen Laubholzbockkäfers vom 18.09.2014 
 
Vollzug des Pflanzenschutzgesetzes (PflSchG); Maßnahmen zur Bekämpfung des Asiatischen Laubholz-
bockkäfers (Anoplophora glabripennis Motschulsky) betreffend Gebiete der Landeshauptstadt Magdeburg 
und des Landkreises Jerichower Land 
 

I. 
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Im Gebiet der Landeshauptstadt Magdeburg, im Stadtteil Rothensee mit den Koordinaten X 4477305, Y 
5782967 (Koordinatenbezugssystem EPSG:31468-DHDN /  Gauß-Krüger Zone 4), wurde Befall durch den 
Asiatischen Laubholzbockkäfer (Anoplophora glabripennis Motschulsky), im Folgenden ALB, festgestellt. 
Zur Kontrolle und Bekämpfung dieses gefährlichen Quarantäneschädlings werden folgende Maßnahmen 
angeordnet: 
 
1. Quarantänezone 

 
Gefährdet sind Grundstücke mit Laubholzbestand (inklusive Obstbäume und Holz von Laubbäumen). 
Zur weiteren Feststellung des Ausmaßes des Befalls wird eine dem Flugvermögen des ALB ent-
sprechende Quarantänezone abgegrenzt. Diese Quarantänezone umfasst Gebiete der Stadtteile Rot-
hensee, Eichenweiler, Neustädter See, Neue Neustadt, Herrenkrug und des Industriehafens der Lan-
deshauptstadt Magdeburg sowie Teile der Gemeinde Möser im Landkreis Jerichower Land. Die Zone 
ist aus dem dieser Allgemeinverfügung als Anlage 1 beigefügten Übersichtsplan ersichtlich. 

 
2. Kontrollen 

 
Eigentümer und Verfügungsberechtigte von Grundstücken mit Laubholzbestand in der Quarantänezone 
nach Nr. 1 sind verpflichtet, die Laubbäume und Laubholzbestände regelmäßig —  in der Zeit vom 01. 
April bis 31. Oktober eines jeden Jahres mindestens im Abstand von vier Wochen und mindestens 
zweimal in der Zeit vom 01. November bis 31. März —  auf Anzeichen für Befall und gegebenenfalls auf 
geschlüpfte Käfer zu kontrollieren oder kontrollieren zu lassen. 

 
3. Anzeigepflicht 

 
Werden Käfer des ALB oder Befallsanzeichen, wie Eiablagestellen, Ausbohrlöcher, Reifungsfraßstellen, 
Rindenschäden mit Auswurf von Nagespänen oder Gummifluss (genauere Beschreibungen und Dar-
stellungen sind der dieser Allgemeinverfügung beigefügten Anlage 2 zu entnehmen) gefunden, ist der 
betroffene Baum unverzüglich mit Angabe des Standortes zu  melden und der Käfer gegebenenfalls 
sicherzustellen. Neben den Verfügungsberechtigten und Eigentümern sind auch Personen, die beruf-
lich oder zu Erwerbszwecken mit Laubbäumen oder Holz von Laubbäumen in der genannten Zone zu 
tun haben, zur Meldung von Befall oder Befallsverdacht verpflichtet. 

 
4. Entgegennahme von Meldungen 

 
Meldungen werden entgegengenommen von der  
Landesanstalt, für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 
Dezernat Pflanzenschutz 
Strenzfelder Allee 22 
06406 Bernburg, 
per E-Mail an: ALB@llfg.mlu.sachsen-anhalt.de 
oder am 
Bürgertelefon: 03941/671-166, Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Mitte 

 
5. Betretungsrecht 

 
Eigentümer oder Verfügungsberechtigte von Grundstücken in der Zone nach Nr. 1, auf denen Laub-
bäume stehen, sind verpflichtet, Mitarbeitern oder Beauftragten des amtlichen Pflanzenschutzdienstes 
Zugang zu den Bäumen zu gewähren, die Durchführung von Kontrollmaßnahmen sowie die Entnahme 
von befallsverdächtigen Pflanzen- und Holzproben zu dulden und die erforderliche Unterstützung zu 
leisten. 

 
6. Bekämpfung 

 
Wird an einem Baum vom amtlichen Pflanzenschutzdienst Befall durch den ALB festgestellt, so ist 
der Eigentümer oder Verfügungsberechtigte verpflichtet, diesen Baum unverzüglich  entsprechend den 
Anweisungen des amtlichen Pflanzenschutzdienstes fachgerecht fällen zu lassen und ordnungsge-
mäß zu entsorgen. Die Maßnahmen sind auch von sonstigen Berechtigten zu dulden. 

 
7. Kontrolle der Verbringung  

 
Baumschnitt von Laubbäumen, Laubholz (Stammholz mit und ohne Rinde), Brennholz und Laubholz-
rohprodukte (Schnittholz) von öffentlichen Grünflächen, Privatgrundstücken und aus dem Wald dürfen 

mailto:ALB@llfg.mlu.sachsen-anhalt.de


Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land,       8. Jahrgang, Nr. 19:        vom 30.09.2014                                            Seite  

 

 

457 

aus dem Quarantänegebiet nicht verbracht werden. 
 

Es wird für die vorgenannten Materialien einen Sammelplatz in der Quarantänezone eingerichtet. Die 
Bekanntgabe der Adresse erfolgt kurzfristig. Nicht befallenes und nicht befallsverdächtiges Material 
aus der Quarantänezone ist bis zur Einrichtung dieses Sammelplatzes an dem Ort an dem es anfällt 
zu lagern. 

 
8. Wirtspflanzen aus Baumschulen 

 
Wirtspflanzen aus Baumschulen müssen vor der Verbringung aus dem Quarantänegebiet einer Kon-
trolle durch den amtlichen Pflanzenschutzdienst unterzogen werden. Ausgenommen sind Pflanzen, 
die außerhalb der Flugzeit des ALB (01.11. bis 31.03.) in die Quarantänezone verbracht und innerhalb 
derselben flugfreien Periode wieder aus der Quarantänezone gebracht werden. 

 
9. Pflanzung von Wirtsbäumen im Quarantänegebiet 

 
Die Pflanzung von Wirtsbäumen im Quarantänegebiet ist dem amtlichen Pflanzenschutzdienst vor Be-
ginn der Pflanzmaßnahmen schriftlich entsprechend Nr. 4 anzuzeigen. 

 
10. Anordnungen bei befallsgefährdeten Bäumen 

 
Der amtliche Pflanzenschutzdienst entscheidet im Einzelfall, ob potentielle Befallsbäume im Umkreis 
von 200 m um befallene Bäume mit Ausbohrlöchern zu fällen sind. 

 
II. 

 
Die sofortige Vollziehung der Nummern 1 bis 10 der Verfügung wird angeordnet, da eine unmittelbar dro-
hende weitere Ausbreitung des Schädlings verhindert werden muss. 
 

III. 
 
Die Regelungen der Allgemeinverfügung gelten bis zum 31. Dezember 2018. Sie können jederzeit ganz 
oder teilweise widerrufen oder durch weitere Nebenbestimmungen versehen werden. 
 

IV. 
 
Die Allgemeinverfügung gilt am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt der Landeshauptstadt Mag-
deburg, im Amtsblatt des Landkreises Jerichower Land, im Amtsblatt der Gemeinde Möser und der Ver-
öffentlichung auf der Internetseite der Landesanstalt für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau Sachsen-
Anhalt (http://www.llfg.sachsen-anhalt.de) als bekannt gegeben und wird damit wirksam. 
 

Gründe 
 
Die Landesanstalt für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau erlässt diese Allgemeinverfügung als zu-
ständige Behörde nach dem Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (PflSchG) vom 6. Februar 2012 
(BGBl. I S. 148), zuletzt geändert durch Artikel 4 Absatz 87 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I 
S. 3154), in Verbindung mit dem RdErl. des MLU vom 08.04.2014 —  11.22-01471/1 über Zuständigkeiten 
im Landwirtschaftsrecht (MBl. LSA Nr. 16/2014 vom 26.05.2014). 
 
Am 21.08.2014 wurde durch den amtlichen Pflanzenschutzdienst Sachsen-Anhalt, in einer Kastanie in 
der Badeteichstraße in Magdeburg, im Stadtteil Rothensee, Befall mit dem Asiatischen Laubholzbockkä-
fer festgestellt. 
 
Der Käfer des Asiatischen Laubholzbockkäfers mit seinen Larven wird über die Grenzen Europas hinaus 
als ein gefährlicher Schädling in Laubbäumen angesehen. Der Asiatische Laubholzbockkäfer ist als 
Schaderreger in der Pflanzenbeschauverordnung (PBVO) vom 03.04.2000 (BGBl. I S. 337), Anhang I A 
I a) Nr. 4.1 der Richtlinie 2000/29/EG, aufgeführt. Das Julius Kühn-Institut (JKI) hat, mit Stand März 
2014, eine „Leitlinie zur Bekämpfung des Asiatischen Laubholzbockkäfers (Anoplophora glabripennis) in 
Deutschland” erlassen. Die Leitlinie stellt das Kernstück der nationalen Bekämpfungsstrategie gegen den 
Asiatischen Laubholzbockkäfer dar und ist gemäß § 1 d PBVO zur Bekämpfung heranzuziehen. Gemäß 
der Leitlinie ist um den ersten Fundort eine kreisförmige Quarantänezone mit einem Radius von 2 km fest-
zusetzen. 
 

http://www.llfg.sachsen-anhalt.de/
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Die Anordnungen der Nummern 2 bis 10 stützen sich auf § 8 PflSchG. Nach § 8 PflSchG kann die zu-
ständige Behörde zur Bekämpfung von Schadorganismen oder zur Verhütung der Ein- und Verschleppung 
von Schadorganismen Maßnahmen nach § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 1 PflSchG ergreifen, soweit eine Re-
gelung durch Rechtsverordnung nicht getroffen ist oder eine durch eine solche Rechtsverordnung ge-
troffene Regelung nicht entgegensteht. Eine Regelung durch Rechtsverordnung steht der Allgemeinverfü-
gung nicht entgegen. 
 
Die Maßnahmen nach den Nummern 2 bis 10 sind Maßnahmen im Sinne von § 6 Abs. 1 PflSchG. 
Die angeordneten Maßnahmen werden auf § 6 Abs. 1 PflSchG gestützt und entsprechen der Leitlinie 
des JKI zur Bekämpfung des ALB. Die angeordneten Maßnahmen haben zum Ziel, die eingeschleppten 
Asiatischen Laubholzbockkäfer in dem betroffenen Gebiet auszurotten und deren Vermehrung und weitere 
Ausbreitung zu verhindern. 
 
Im Stadtgebiet der Landeshauptstadt Magdeburg besteht ein Verbot zum Verbrennen von Baumschnitt. 
Die Entgegennahme von Baumschnitt von Laubbäumen, Laubholz, Brennholz und Laubholzrohprodukten 
auf einem zentralen Sammelplatz ist erforderlich, um die unkontrollierte Verbringung derartiger Abfälle 
aus der Quarantänezone zu unterbinden und damit die Verbreitung des ALB’s zu verhindern. 
 
Die Anordnung von Maßnahmen nach § 8 PflSchG steht im pflichtgemäßen Ermessen der zuständigen 
Behörde. Sie waren geboten, da der Asiatische Laubholzbockkäfer ein gefährlicher Quarantäneschädling 
ist, der mit Pflanzenschutzmitteln nicht direkt bekämpft werden kann und der bei ungehemmter Entwick-
lung unmittelbar das Leben der Bäume sowie mittelbar durch herabbrechende Äste die öffentliche Si-
cherheit gefährdet. Daher besteht die dringende Notwendigkeit, das Ausmaß des Befalls durch Kontrol-
len festzustellen, um durch entsprechende Maßnahmen die weitere Ausbreitung zu verhindern und den 
Befall zu tilgen. Entsprechend dem Flugvermögen des Käfers wurde die  Quarantänezone räumlich ab-
gegrenzt. Um die Anordnungen auf das Maß zu beschränken, das zur nachhaltigen Bekämpfung des 
Asiatischen Laubholzbockkäfers erforderlich ist, wurde die Zone nicht über den in der Leitlinie des JKI 
vorgesehenen Mindestradius hinaus festgesetzt. Nach der Leitlinie muss die Quarantänezone mindestens 
in einem Radius von zwei Kilometern um das Befallsgebiet herum festgelegt werden. Bei der Festsetzung 
der Zone fand damit einerseits das überragende öffentliche Interesse einer möglichst wirksamen Bekämp-
fung, andererseits aber auch die berechtigten Interessen der Eigentümer und Verfügungsberechtigten, 
angemessene Berücksichtigung. 
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung war im öffentlichen Interesse erforderlich [§ 80 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)]. Nach dem Auffinden des Asiatischen Laubholzbockkäfers im 
August 2014 ist nicht auszuschließen, dass es zu weiteren Eiablagen gekommen ist und deshalb zu 
befürchten ist, dass Larven schlüpfen werden. Der Larvenfraß führt in Abhängigkeit von der Befallsdichte 
zu starker Schädigung der Äste der Krone eines Baumes, die herabbrechen können und damit eine Ver-
kehrsgefährdung darstellen. Mit fortschreitendem Befall stirbt der betroffene Baum ab. Das öffentliche 
Interesse, den möglicherweise vorhandenen Befall zu erkennen und zu tilgen, bevor der Schädling sich 
weiter ausbreitet, neue Bäume befällt und damit auch bedeutende Werte gefährdet, war höher zu bewer-
ten als das Interesse an einer aufschiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs. 
 
Ein mögliches Rechtsbehelfsverfahren und ein sich mitunter anschließendes Klage- und Berufungsverfah-
ren können sich über mehrere Jahre hinziehen, so dass der Erfolg der Bekämpfungsmaßnahmen ohne 
Sofortvollzug nicht gewährleistet werden kann. 
 
Die Feststellung des Befallsgebietes erfolgt durch ein Monitoring zum ALB in der Quarantänezone. Wird 
der Befall an weiteren Bäumen festgestellt so ist die Pflanzenquarantänezone auszuweiten. Die Zone kann 
aufgehoben werden, wenn in den vier folgenden Kalenderjahren keine Käfer oder neu befallene Bäume 
festzustellen sind. 
 
Die Allgemeinverfügung wird öffentlich bekannt gegeben. Die für die Anordnung der sofortigen Vollziehbar-
keit maßgeblichen Gründe machen es erforderlich, dass die Allgemeinverfügung sofort einen Tag nach 
der öffentlichen Bekanntmachung wirksam wird. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Ihrer Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Magdeburg, Breiter Weg 203 —  206, 39104 Magdeburg erhoben werden. 
 
Wegen der Anordnung der sofortigen Vollziehung hat die Klage keine aufschiebende Wirkung. Das vor-
bezeichnete Gericht kann auf Antrag die aufschiebende Wirkung wiederherstellen. 
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Hinweise 

 
Diese Allgemeinverfügung ist eine Anordnung nach § 8 PflSchG. Wer vorsätzlich oder fahrlässig einer 
vollziehbaren Anordnung dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt, handelt nach § 68 Abs. 1 Nr. 1 
PflSchG ordnungswidrig und kann gemäß § 68 Abs. 3 PflSchG mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 € 
belangt werden. Wird einer vollziehbaren Anordnung dieser Allgemeinverfügung nicht unverzüglich nach-
gekommen, kann die zuständige Behörde zur Durchsetzung Zwangsmittel anwenden. 
 
Bernburg, den 18.09.2014 
 
 
gez. i. V. Arno Heilemann 
Der Präsident 
 
Anlagen 
1) Anlage 1 Übersichtskarte Quarantänezone Magdeburg 
2) Anlage 2 JKI Faltblatt ALB 
 
Verteiler 
Landeshauptstadt Magdeburg, Umweltamt, Julius-Bremer-Straße 8-10, 39104 Magdeburg 
Landkreis Jerichower Land, untere Naturschutzbehörde, Fachbereich 7, Brandenburger Straße 100, 39307 
Genthin 
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Herausgeber:      Redaktion: 
       Landkreis Jerichower Land                                        
Landkreis Jerichower Land    Kreistagsbüro 
PF 1131                                                                                     39288 Burg, Bahnhofstr. 9 
39281 Burg                                                                              Telefon: 03921 949-1701 
       Telefax: 03921 949-9502 
                                      E-Mail: Kreistagsbuero@lkjl.de 
       Internet: www.lkjl.de  
                                                                                                   Redaktionsschluss: 20./bzw. 21. des Monats 
       Erscheinungstermin: letzter Arbeitstag des Monats  
  
Das Amtsblatt kann im Internet auf der Website des Landkreises Jerichower Land (www.lkjl.de) oder in der 
Kreisverwaltung des Landkreises Jerichower Land in Burg, Bahnhofstraße 9, Kreistagsbüro und in den Verwal-
tungen der Städte und Gemeinden eingesehen werden. 
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